
Sachverständigen auf die bloße Darlegung seiner Unter­
suchungsergebnisse zugelaissan hat.
Der vom Sachverständigen für den Angeklagten B. an­
gegebene Blutalkoholwert konnte nach alledem keine 
sichere Grundlage für die Feststellungen des Stadt­
gerichts sein. Dennoch ist die Verurteilung des Ange­
klagten wegen eines Vergehens nach § 49 StVO richtig. 
Die Tatsache, daß der Angeklagte zur Tatzeit unter 
Alkoholeinfluß stand, ist ebenso unbestritten wie un­
zweifelhaft. Zweifelhaft ist nur die Höhe des Blut­
alkoholwertes. Zutreffend hat das Stadtgericht auch 
hervorgehoben, daß das festgestellte Fahrverhalten des 
Angeklagten B. vor dem Unfall ungewohnt aggressiv 
und mit seiner sonstigen Haltung unvereinbar war. Der 
mit der Berufung hierzu vargetragene Einwand, B. sei 
durch K. gezwungen worden, über die Trennlinie zu 
fahren, widerspricht dem Ergebnis der Beweisauf­
nahme. In der Hauptverhandlung hat der Angeklagte B. 
selbst ausgesagt, daß er K. in Verwirklichung seiner 
Absicht, als erster auf den Hof zu kommen, zu über­
holen trachtete und daß es möglich gewesen wäre, sein 
Fahrzeug durch einfaches Gaswegnehmen zurückfallen 
zu lassen. Diese nach den Umständen des Falles für 
jeden einigermaßen sachkundigen Verkehrsteilnehmer 
auf der Hand liegende Erklärung des Angeklagten B. 
macht die Unhaltbarkeit der Berufungsbehauptung 
deutlich.
Alkoholbeeinflussung und ungewohnte aggressive Fahr­
weise stehen also fest. Daß das Stadtgericht diese Tat­
sachen ins Verhältnis zueinander gesetzt und die Pahr- 
weise des Angeklagten auf eine alkoholbedingte Ver­
änderung der Persönlichkeitsstruktur zurückgeführt 
hat, widerspricht keineswegs den Denkgesetzen; es ist 
vielmehr sehr lebensnahe. Zwar muß eingeräumt wer­
den, daß solch rowdyhafte Fahrweise auch ohne Alko­
holbeeinflussung denkbar ist. Es geht aber hier nicht 
um abstrakt denkbare Vorgänge, sondern um einen 
konkreten Fall, in welchem sich eine bestimmte Person 
nach dem Genuß alkoholischer Getränke — gemessen 
an ihrer sonstigen Verhaltensweise — auffallend 
atypisch verhalten hat. Ist aber festzustellen, daß Al­
koholgenuß eine sich in derartiger Rücksichtslosigkeit, 
mangelnder Einsicht, Selbstüberschätzung und Fehlein­
schätzung der Situation äußernde Veränderung der Ge­
samtpersönlichkeit des Fahrzeugführers zur Folge hatte, 
so liegt — da die Fähigkeit, die Situation, daraus resul­
tierende Pflichten und die eigenen Handlungen richtig 
zu werten, Bestandteil der Fahrtüchtigkeit ist — erheb­
liche Beeinträchtigung der Fahrtücbtigkeit i. S. des 
§ 49 StVO vor.

Der Angeklagte B. ist aber darüber hinaus auch der 
fahrlässigen Tötung und Körperverletzung schuldig. 
Das Stadtgericht hat zu Unrecht davon abgesehen, ihn 
auch insoweit zu verurteilen. Mit der Begründung, der 
Unfall sei deshalb allein auf das Verhalten des K. zu­
rückzuführen, weil er sich ereignete, bevor B. sein 
Fahrzeug nach rechts in die Fahrbahn des von K. ge­
führten Fahrzeugs steuerte, verrät es eine mechanische, 
die Zusammenhänge zwischen dem Fahrverhalten der 
beiden Angeklagten mißachtende Betrachtungsweise 
des Verkehrsablaufs. Es übersieht damit, daß die Fahr­
weise des K. nicht erst durch die Kollision mit dem 
Fahrzeug des B., sondern auch durch die dieser Kolli­
sion notwendigerweise vorangegangene Gefahr eines 
Zusammenstoßes von dem Augenblick an wesentlich be­
einflußt wurde, in welchem K. diese Gefahr erkannte. 
Das aber war noch vor dem Zusammenstoß mit dem 
Moped der Fall. Ausweislich des Protokolls über die 
Hauptverhandlung hat der Angeklagte K. in einer Ent­
fernung von etwa 30 m vom Moped das von hinten auf 
der Gegenfahrbahn herankommende Fahrzeug des B. 
gesehen, hatte das Gefühl, daß es auf seinen Zug auf­

fährt, ist darüber erschrocken und hat dieses Fahrzeug 
stärker beobachtet, um schließlich überhaupt nicht 
mehr nach vorn, sondern ausschließlich in den Rück­
spiegel zu sehen. Davon geht im übrigen auch das 
Stadtgericht aus, indem es feststellt, daß sich K. durch 
das Überholmanöver des Angeklagten B. in seiner Auf­
merksamkeit weiter ablenken ließ, im Ergebnis der 
alkoholischen Beeinflussung den Mopedfahrer völlig 
vergaß, mit seinem Fahrzeug neben dem des Angeklag­
ten B. blieb und dabei etwa von Höhe der Ma.-Straße 
an überhaupt nicht mehr auf die vor ihm fahrenden 
Fahrzeuge achtete.

Fest steht also, daß K. nicht nur infolge des Alkohol­
einflusses, sondern auch und insbesondere wegen der 
schuldhaften und pflichtwidrigen Fahrweise des Ange­
klagten B. die ihm obliegenden Verkehrspflichten ver­
letzte und dadurch den Unfall herbeiführte. Die Pflicht­
verletzungen des Angeklagten B. haben die Handlun­
gen des K. wesentlich mitbestimmt. Diese Pflichtver­
letzungen sind damit auch mitursächlich für den Un­
fall und seine Folgen. Das Oberste Gericht hat bereits 
in seinem Urteil Vom 21. Oktober 1966 — 3 Ust 18/66 — 
(NJ 1966 S. 760) darauf hingewiesen, daß die Ursächlich­
keit einer Handlung für bestimmte Folgen nicht me­
chanisch durch dazwischentretende gleichfalls ursäch­
liche Pflichtverletzungen eines anderen ausgeschlossen 
wird. Ist durch eine vorangegangene Handlung die 
strafrechtlich bedeutsame Folgen herbeiführende 
Plichtverletzung eines anderen inhaltlich bestimmt wor­
den, so hat auch die erste Handlung die Folgen unmit­
telbar mit hervorgebracht und ist somit kausal. Kausa­
ler Zusammenhang ist jedoch zu verneinen, wenn eine 
Handlung strafrechtliche Folgen herbeiführende, aber 
inhaltlich durch sie nicht beeinflußte Pflichtverletzun­
gen eines anderen lediglich ermöglichte.
Der Angeklagte B. hätte daher wegen fahrlässiger Tö­
tung und Körperverletzung in Tateinheit mit Vergehen 
nach § 49 StVO und Übertretung nach §§ 1, 4, 7, 8 und 
48 StVO verurteilt werden müssen.
Seine Berufung konnte nach alledem nur zu der aus­
gesprochenen, durch das Verbot der Straferhöhung nach 
§ 277 StPO nicht ausgeschlossenen Abänderung des Ur­
teils des Stadtgerichts im Schuldausspruch führen. Im 
übrigen war die Berufung zurückzuweisen.
Die Berufung des Angeklagten K. richtet sich vor allem 
gegen die Beweisführung des Stadtgerichts. Auch ihr 
war der Erfolg zu versagen (wird ausgeführt).
Unrichtig ist schließlich auch die mit der Berufung vor­
getragene Schlußfolgerung, die Schuld des; Angeklagten 
K. am Unfall sei deshalb ausgeschlossen, weil er durch 
das schuldhafte Verhalten des B. erschreckt und derart 
abgelenkt worden sei, daß er nicht richtig reagierte. Die 
Nachprüfung dieses Einwands macht es erforderlich, 
auf die Fahrweise des Angeklagten K. vom Zeitpunkt 
des Erkennens der Überholabsicht des B. an im einzel­
nen einzugehen.
K. hat in der Hauptverhandlung vor dem Stadtgericht 
selbst ausgesagt, das Überholmanöver des B. in den An­
fängen bemerkt zu haben und mit einer Geschwindig­
keit von 40 bis 50 km/h gefahren zu sein. B. hat nach 
seiner Aussage mit 55 km/h zum Überholen angesetzt 
und sodann seine Geschwindigkeit auf 65 bis 70 km/h 
gesteigert. Alle Zeugen hingegen — überwiegend Kraft­
fahrer — haben übereinstimmend davon gesprochen, 
daß beide Fahrzeuge mit überhöhter Geschwindigkeit 
gefahren wurden. Selbst wenn zugunsten des Ange­
klagten K. davon ausgegangen wird, daß er sich an der 
Grenze der gesetzlich zulässigen Geschwindigkeit be­
wegte, ohne sie zu überschreiten, bleibt doch festzu­
stellen, daß er diese Geschwindigkeit bis zum Zusam­
menstoß mit dem Moped zumindest beibehalten hat.
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